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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE ThomasVogel (FDP, lllnau-Effretikon), Céline Widmer 
(SP, Zürich) und Cyril von Planta (GLP, Zürich) und 
Mitunterzeichnende 

 
betreffend Wort halten! Realisierung des PJZ, wie den Stimmbür-

gerinnen und Stimmbürgern versprochen 
___________________________________________________________________________ 
 

Das Gesetz für ein Polizei- und Justizzentrum (Ordnungsnummer 551.4) wird wie folgt geän-
dert: 
 
§ 1. Dieses Gesetz schafft die Grundlage für den Bau eines Polizei- und Justizzentrums  
Zürich in Zürich-Aussersihl, in dem zentrale Abteilungen der Kantonspolizei und der Strafver-
folgungsbehörden, Ausbildungseinrichtungen der Polizei sowie das Polizeigefängnis und ein 
weiteres Bezirksgefängnis des Bezirks Zürich zusammengeführt werden sollen. Gleichzeitig 
wird das provisorische Polizeigefängnis aufgehoben und das bisher genutzte Kasernenareal 
im Zürcher Stadtkreis 4 sowie dessen Gebäude (Militärkaserne, Polizeikaserne, Zeughäuser) 
werden für eine andere Nutzung vollständig frei. 
 

 Thomas Vogel 
 Céline Widmer  
 Cyril von Planta 

 

Silvia Steiner Esther Guyer Marcel Lenggenhager  
 

Begründung: 

In der Abstimmungszeitung zur Volksabstimmung vom 30. November 2003 über ein «Gesetz 
für ein Polizei- und Justizzentrum Zürich» stand einleitend Folgendes: 
 
«Das Gesetz für ein Polizei- und Justizzentrum Zürich (PJZ) bringt einen doppelten Gewinn: 
Das Kasernenareal im Herzen der Stadt Zürich wird nicht mehr durch Polizei und Justiz bean-
sprucht. Eine jahrzehntelange Patt-Situation wird gelöst: Die Bevölkerung kann das einmalige 
Areal künftig im eigenen Interesse beziehungsweise zu Gunsten des Wirtschaftsstandortes 
Zürich nutzen. Gleichzeitig werden bessere Voraussetzungen für eine wirkungsvolle Verbre-
chensbekämpfung geschaffen: Es werden rund 30 heutige Standorte in der Stadt Zürich von 
Kantonspolizei und Strafverfolgungsbehörden an einem Ort konzentriert und so die Zusam-
menarbeit unter den staatlichen Sicherheitsorganen intensiviert.» 
 
Im Rahmen der zweiten Volksabstimmung zum PJZ vom 4. September 2011 waren die Ver-
lautbarungen im Vorfeld der Abstimmung im Wesentlichen gleich. Insbesondere das vollstän-
dig frei werdende Kasernenareal - inklusive Polizeikaserne - war wohl ein massgeblicher Fak-
tor für das erneute Bekenntnis insbesondere der Stadtzürcher Bevölkerung für ein PJZ. 
 
Entsprechend ist diesem Versprechen an die Stimmbevölkerung nun Rechnung zu tragen. 
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